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Antipersonenminen verursachen unsägliches Leid in vielen der ärmsten Regionen der
Welt und behindern die Durchführung einer ganzen Reihe von Programmen der
Europäischen Union. Von 1992-98 stellte die Europäische Union daher mehr als 180
Mio. Euro für weltweite Antiminenaktionen bereit, die sowohl die Unterstützung von
Minenräumprogrammen als auch Hilfe für Minenopfer und die Förderung von
Forschung und Entwicklung im Bereich der Minenräumtechnologie umfassen. Damit
wird zwar ein wichtiger Beitrag zu den allgemeinen Bemühungen der internationalen
Gemeinschaft geleistet, dennoch sind nach Wie vor größere Anstrengungen
erforderlich.

Durch das Inkrafttreten des Übereinkommens von Ottawa über das Verbot des

Einsatzes, der Lagerung, Herstellung und Weitergabe von Antipersonenminen und
über deren Vernichtung steht die internationale Gemeinschaft nun vor der
Herausforderung, das Landminenproblem innerhalb der nächsten 10-15 Jahre zu
bewältigen. Dabei wird von der Europäischen Union aufgrund ihres bisherigen
Engagements erwartet, daß sie eine führende Rolle übernimmt. Das gesteckte Ziel
kann nur erreicht werden, wenn auf internationaler Ebene weiterhin die erforderliche

politische und finanzielle Unterstützung aufgeboten und die intemationaie
Koordinierung verbessert wird sowie in allen vom Minenproblem am stärksten
betroffenen Ländern kompetente nationale Minenräumkapazitäten geschaffen und
sicherere und schnellere Methoden für das Minenräumen eingeführt werden.

In dieser Mitteilung werden die bisherigen Antiminenprogramme der Europäischen
Union zusammengefaßt und politische Strategien zum Ausbau der Kapazitäten der
Europäischen Union vorgeschlagen, damit sie ihrer führenden Rolle bei der
Bewältigung dieser weltweiten Tragödie gerecht werden kann. Dies schließt eine
aufgestockte horizontale, spezifische Haushaltslinie ein, auf die sich die
Antiminenprogramme der Europäischen Union in den kommenden Jahren
hauptsächlich stützen werden. Zur Unterstützung dieser Maßnahmen wird die
Kommission gleichzeitig eine gesonderte Rechtsgrundlage und die Änderung
interner Verfahren vorschlagen, um die Kohärenz und Effizienz ihrer Aktionen in
diesem wichtigen politischen Bereich zu stärken.



MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT
DEN RAT

AKTION GEGEN ANTIPERSONENMINEN: AUSBAU DES BEITRAGS
EUROPÄISCHEN UNION

Am l. Mära 1999 trat das "Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes, der

Lagerung, Herstellung und Weitergabe von Antipersonenminen und über deren
Vernichtung" (nachstehend "Übereinkommen von Ottawa" genannt) in Kraft. Dies
ist das Ergebnis von mehreren Jahren intensiver politischer Bemühungen, die darauf
abzielten, die internationale Gemeinschaft zu einer konzertierten Aktion gegen die
Tragödie der Antipersonennrinen (APM) zu bewegen. Es wird jedoch einige Zeit
vergehen, bevor das Verbot greift, und viele wichtige Staaten müssen sich ihm noch
anschließen.

In der Zwischenzeit gilt es, weiterhin die fürchterlichen Folgen der Verminung mit
APM zu bewältigen, und auch die Durchführung des Übereinkommens wird
Herausforderungen mit sich bringen. In den vergangenensechs Jahren wuchs das
Bewußtsein für die tragischen Auswirkungen von APM auf die Bevölkerung vieler
Regionen in der ganzen Welt, die sich um die Bewältigung der Folgen bewaffneter
Konflikte bemühen. Abgesehen von der wachsenden Zahl von Opfern wird auch der
wirtschaftliche und gesellschaftliche Wiederaufbau durch die tatsächliche oder
vermutete Verminung behindert. Daher sind Antiminenaktionen unmittelbar nach
den Konflikten zu einer absoluten Priorität geworden, um Unfälle zu verhindern und
die Rückkehr zur Normalität zu fBrdern.

Die Europäische Union gehört anerkanntermaßen zu den wichtigsten internationalen
Gebern für Antiminenaktionen. Von 1992 bis 1998 stellte die Europäische Union
mehr als 180 Mio. Euro für weltweite Kampagnen dieser Art bereit (vgl. Anhang I).
Zusä'ziich fuhnen die EU-Mitgliedstaaten bilaterale Maßnahmen in ähnlichem
Umfang durch. Die Europäische Union unterstützt solche Aktionen in allen am
stärksten betroffenen Ländern, einschließlich Afghanistan, Angola, Bosnien und
Herzegowina, Kambodscha, Kroatien, nördlicher Irak, Kosovo, Laos, Mosambik,
NicaraRua, Somalia und Simbabwe. In vielen dieser Länder steht sie an erster Steile
der einzelnen Geber für Antiminenaktionen.

Die Europäische Union erkennt die zentrale Rolle der Vereinten Nationen bei der

Organisation der Antiminenaktionen in vielen Ländern und der Koordinierung der
internationalen Maßnahmen an Darüber hinaus leisten u. a. die Vereinigten Staaten,

Am 1. 9. 1999 war das Übereinkommen weltweit von 135 Staaten unterzeichnet und von 84 Staaten

ratifiziert worden. Von den 14 EU-Mitgliedstaaten, die es unterzeichneten, hatten es 13 ratinziert.

Bei "Antiminena^tionen handelt es sich um einen generischen Begriff, der alle Arten VOR Aktivita^'n
umfaßt, einschließlich Maßnahmen zur Aufklärung über die Gefahren von Minen, ötTentIichkeUStirbah,
Informationsmanagement, Unterstützung und Rehabilitation der Opfer, Vermessung und
Kennzeichnung verminter Gebiete, Detektion und Erkennung von Landmmen, SchuSung von
Fachpersonal sowie Minenräumung (nach humanitären Standards) und Landminenvernichfmg, die ?';r
Minderung der Auswirkungen von Antipersonenminen, nicht zur Wirkung geiangten Sprer. gm^t^n
(UXO) und anderem gefährlichen Kriegsschrott auf Mensch, Wirtschaft und Umwelt lieitragsra.



Kanada, Norwegen und Japan einen wichtigen Beitrag zur Minenräumung und zu
den damit verbundenen Aktionen einschließlich der Unterstützung der Minenopfer.

Im Dezember 1997 sagten Regierungen und Institutionen aus der ganzen Welt auf
der Ottawa-Konferenz einen enormen finanziellen Beitrag für Antiminenaktionen zu,
der sich auf umgerechnet mindestens 350 Mio. Euro für die nächsten Jahre belauft.
Seitdem besteht in der internationalen emeinschaft größere Bereitschaft zur
koordinierten Zusammenarbeit, damit die vereinbarten Ziele erreicht, Doppelarbeit
vermieden und der Schwerpunkt aul'die vorrangigen Erl'ortlcrnisse gelegt werden
kann.

DIE HERAUSFORDERUNG

7.

Die Ve flichtun en aus dem Übereinkommen von Ottawa: das Inkrafttreten des

Übereinkommens wirkt sich positiv auf intensivierte Antiminenaktionen aus und
trägt zu einem stärker strukturierten Konzept mit entsprechenden Zwischenzielen
bei. Die Unterzeichnerstaaten des Übereinkommens müssen ehrgeizige
innenpolitische Verpflichtungen eingehen, die ebenfalls für die Minenaktionen
bereitgestellte Mittel erfordern. Zu diesen Verpflichtungen zählen:

Vernichtung aller gelagerten Minen binnen vier Jahren (Art. 4)

Vernichtung aller APM in verminten Gebieten binnen zehn Jahren (An. 5
Abs. l)

schnellstmögliche Erkennung, Markierung und Abgrenzung verminter Gebiete
(Art. 5 Abs. 2)

Berichterstattung an den UN-Generalsekretär binnen sechs Monaten über die
innerstaatliche APM-Situation (Art. 7), Lieferung von Informationen an die
tIN-Datenbanken (An. 6 Abs. 6) und Zusammenarbeit bei Uberprüfungsmaß-
nahmen (Art. 8)

Ergreifung aller geeigneten gesetzlichen, administrativen und sonstigen
Maßnahmen zur Unterbindung von aufgrund des Übereinkommens verbotenen
Tätigkeiten (Art. 9).

Letztlich müssen die Regierungen der betroffenen Länder die Verantwortung für die
Minenräumung übernehmen, und diese Tatsache sollte bei der Organisation der
Interventionen seitens der internationalen Gemeinschaft von Anfang an

berücksichtigt werden. Es ist jedoch unwahrscheinlich, daß nach einem Krieg
leistungsfähige Regierungsstrukturen bestehen, die die Rehabilitation und den
Wiederaufbau organisieren und leiten können; außerdem werden die für die
Minenräumung verfügbaren Mittel beschränkt sein. Die Schaffung nationaler
Einrichtungen und lokaler operationeller Minenräümkapazitäten, die keinerlei
Einfluß durch Partisanen oder anderen Interessen ausgesetzt sind, sind daher
Grundvoraussetzungen für die Durchführung von Antiminenaktionen in den
einzelnen betroffenen Ländern.

Viele der vom Minenproblem betroffenen Vertragsparteien werden Hilfe bei der
Erfüllung ihrer Verpflichtungen benötigen, und dies wird gemäß Artikel 6 des



10.

Übereinkommens zu den Prioritäten der internationalen Maßnahmen in den
kommenden Jahren gehören . Ein einheitlicherer und koordinierterer Ansatz der
internationalen Gemeinschaft in den betroffenen Ländern würde sich äußerst positiv
auf die Kosteneffizienz und die Problembewältigung auswirken. Auf der ersten
Tagung der Unterzeichnerstaaten des Übereinkommens von Ottawa am 3. Mai 1999
in Maputo wurde einer stärkeren internationalen Zusammenarbeit Priorität
eingeräumt, insbesondere was die Entwicklung eines Gesamtbildes der Prioritäten
anbelangt, die sich aus den Verpflichtungen und aus dem Zeitrahmen ergeben, die im
Übereinkommen festgelegt sind. In diesem Zusammenhang muß auf die wichtige
Arbeit hingewiesen werden, die unter der Federführung der Vereinten Nationen für
die gesamte Antiminenaktion auf internationaler, regionaler und subregionaler Ebene
geleistet wird. Die Informationen über künftige Pläne, die Lektionen aus der
Vergangenheit und die aktuellen Erfahrungen müssen effizienter untereinander
ausgetauscht werden, um die Wirkung der Konzepte und Strategien erhöhen und
doppelte Anstrengungen und Verschwendung von Ressourcen vermeiden zu können.
Auch muß darauf geachtet und eingegangen werden, daß Organisationen über
ausreichende Kapazitäten zur Erfüllung ihrer Zuständigkeiten verfugen.

Währendes vom praktischen und ethischen Standpunkt aus wenig sinnvoll ist, Mittel
für die Minenräumung in den Ländern aufzubieten, deren Regierungen weiterhin
APM einsetzen, wird gleichzeitig eingeräumt, daß es kriegführende Parteien in
"zusammengebrochenen Staatssystemen" oder innerstaatlichen Konflikten sind, die
weiterhin Landminen legen, woher diese auch stammen mögen. Im Interesse der
Glaubwürdigkeit des Übereinkommens muß die internationale Gemeinschaft
ernsthaft erwägen, wie sie auf diesen willkürlichen und unverantwortlichen Einsatz
der APM reagieren und gegen die Länder vorgehen wird, die durch die Verwendung
von APM gegen ihre Vertragsverpflichtungen verstoßen . Gleichzeitig sollten jedoch
die gefährdeten evölkerungsgruppen nicht für die Fehler ihrer Regierungen büßen
müssen.

Trotz des Engagements der Europäischen Union und anderer wichtiger Akteure der
internationalen Gemeinschaft ist das gesamte Landminenproblem nach wie vor nicht
bewältigt und forden eine erschreckende Anzahl Opfer . Außerdem wird befürchtet,

3. In diesem Zusammenhang gehören insbesondere regionale Organisationen, einschließlich der Europäischen
Gemeinschaft, zu den Akteuren, an die sich die Vertragsparteien um finanzielle, technische und sonstige
Hälfe wendsan können.

4. Wer gegenwärtig APM herstellt und ob diese Hersteller APM immer noch in Konfliktgebiete liefern ist
nicht genau bekannt. Folgende Länder, in denen Anlipersonenminen hergestellt-werden, haben das
ObereinkommaR von Ottawa nicht unterzeichnet: Ägypten, Belams, Burma, China, Indien, Iran, Irak,
Israel, Jugoslawien. Kuba, Nordkorea. Südkorea, Pa;astan, Rußland, Singapur, Taiwan. Türkei. USA,
Vietnam. Ein Großteil der Minen, die in den am stärksten betroffenen Ländern entdeckt wurden,
stammen aus dsr ehemaligen Sowjetunion und China. Von den bekannten APM-Exportländern haben
nur Iran, Irak, Nordkorea, die Bundesrepublik Jugoslawien und Vietnam kein Ausfuhrverbiit oder
Moratorium beschlossen.

5 Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben ein generelles Ausfuhrverbot für alle M'M
unabhängig vom Bestimmungsort verhängt und Maßnahmen fiir ein Verbot ihrer Herstellung ergriffe;).
Die. EU kann daher nur in geringem Maße mit dem humanitären Problem in den vom Minenprobierri
betroffenen Ländan in Verbindung gebracht werden, und bemUht sich sehr um die Losung dieses
Problems, das voi. ihr nicht verursacht wurde.

Nach Ansicht der Expertengemeinschaft ist die Zahl der Landminen zwar nicht sehr hoch, aber (las Gebiet.
in dem sie vermutlich verlegt wurden, sehr groß. In 20 der über 60 Ländern, die von df.-i
Landminenproblem betroffen sind, ist die Minendichte tatsächiich sehr hoch. Der b!uße Verdacht auf
Minen reicht jedoch schon aus. um das Wirtschaftsgefüge zu stören, und neben fIM und papza-mir.er



aaß ,ier E;!tnusiasmus der Geberländer und -Organisationen nach dem gewaltigen
öffentiichen Interesse, das diesem Thema in den letzten Jahren entgegengebracht
wurde, jetzt langsam nachläßt. Wenn das Problem jedoch "innerhalb von einigen
Jahren und nicht Jahrzehnten" bewältigt werden soll, so müssen in den nächsten
Jahren effizientere Antiminenaktionen durchgeführt werden, damit die
Unterzeichnerstaaten die Minen innerhalb der vorgesehenen Frist räumen können.
Die dazu erforderlichen Ressourcen müssen auch weiterhin zumindest in gleichem
Maße bereitgestellt werden.

11. Der Verdacht auf Antipersonenminen bedeutet eine ernste Einschränkung der
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung vieler Länder. In diesen Ländern ist die
Mirienräumung eine Grundvoraussetzung für Rehabilitations-, Wiederaufbau- und
Entwicklungsprogramme. Außer der Linderung der direkten Folgen der Verminung
haben APM-Projekte eine multiplikatorische Wirkung auf das soziale und
wirtschaftliche Gefuge der betroffenen Bevölkerungsgruppen, da sie die
Wiederaufnahme der sozialen und wirtschaftlichen Tätigkeit und die Rückkehr der
Flüchtlinge ermöglichen.

12. Technolo ien und Kosteneffizienz von Minenräummethoden: Angesichts des
mutmaßlichen Ausmaßes der Landminengefahr herrscht allgemeine
Übereinstimmung darüber, daß die herkömmlichen und arbeitsintensiven Techniken
der manuellen Minenräumung zu zeitaufwendig und zu gefährlich sind. Der
Entwicklung und Anwendung geeigneter Technologien, insbesondere für die
Vermessung verminter Gebiete sowie für die verbesserte Entdeckung und
Räumung/Vemichtung von Minen, muß mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden.
Dabei sind die Umweltbedingungen wie Gelände- und Bodenbeschaffenheit sowie
die Vegetation zu berücksichtigen. Ferner sind die einschlägigen nationalen FuE-
Aktivitäten in der Union eher auf militärische Erfordernisse ausgerichtet, die sich in
vieler Hinsicht von den zivilen unterscheiden. Die Koordinierung der Aktivitäten
muß in diesem Bereich jedoch verbessert werden, um Doppelarbeit zu vermeiden.
Die Eignung der auf dem Markt angebotenen Ausrüstungen muß anhand
entsprechender Standardverfahren, die dafür zu entwickeln sind, bewertet werden.
Für die Zertifizierung müssen Versuche in akkreditierten Einrichtungen nach speziell
dafür zu entwickelnden Standardverfahren durchgeführt werden. Die Kommission
wird sich weiterhin in enger Zusammenarbeit mit CEN, ISO und der UNO für die
Festlegung internationaler Normen und deren Umsetzung einsetzen.

13. Informationsmana eme t: Effiziente Minenaktionsprogramme erfordern genaue,
umfassende und brauchbare Daten über das Ausmaß und die Dichte von
Minenfeldern, über die Position der Minen und die Minentypen, über relevante
wirtschaftliche, topographische und medizinische Informationen und über die
Wirksamkeit von Minenräumaktionen. So ist eine ungeheure Menge an
Informationen Über die Aktionen vor Ort in der ganzen Welt theoretisch durchaus
verfügbar, wird aber größtenteils nicht ausgewertet. Parallel zu ähnlichen
Anstrengungen der Kommission entwickeln die UNO derzeit in Zusammenarbeit mit

gibt es in den ehemaligen Konfliktgebieten wahrscheinlich auch alle möglichen Arten von nicht zur
Wirkung gelangten Sprengmitteln (UXO, z. B. Bomben, Raketen und Granaten).

Der internationale Worksht)p für die Kiwrdinierung von Ant i minen Programmen, der im Miirz 1998 in
Ottawa stattfand, gelangte zu dieser Schlußfolgerung; sie entspricht dem Ziel der EU, dus APM-
Problem in 10 bis 15 Jähren zu bewältigen, und der von den USA festgesetzten Spanne bis zum Jahr
2010.



KFOR und GICHD standardisierte geographische Berichterstattungssysteme im
Gelände und auf zentraler FUhrungsebene. Die internationale Zusammenarbeit und
Koordinierung in diesem Bereich muß gestärkt werden.

DAS VORGEHEN DER EUROPÄISCHEN UNION

BlSHEMGE MA. ßNAHMEN

14. Die Europäische Union reagierte auf das Minenproblem mit einer umfassenden
Strategie, die durch die Gemeinschaft, im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik, durch das Parlament und die politischen Konzepte für die
Entwicklungszusammenarbeit, die Rehabilitation und den Wiederaufbau sowie die
humanitäre Hilfe und die Forschung umgesetzt wurde. Der Ministerrat befaßt sich
seit 1995 konkret mit dem Thema APM und verabschiedete in diesem

Zusammenhang Gemeinsame Aktionen und Entschließungen, unternahm
diplomatische Demarchen und strengte Dialoge mit Drittländern an, engagierte sich
in internationalen Foren wie den Vereinten Nationen, beteiligte sich aktiv am
Ottawa-Prozeß und wurde praktisch tätig. Insbesondere in der Gemeinsamen Aktion
betreffend APM vom l. Oktober 1996 verpflichtete sich die EU dem Ziel der
vollständigen Abschaffung von Antipersonenminen sowie dazu, aktiv auf das
frühestmögliche Zustandekommen eines wirksamen internationalen
Übereinkommens zum weltweiten Verbot dieser Waffen hinzuwirken. In der

Gemeinsamen Aktion vom 28. November 1997 wurde der Geltungsbereich der
vorausgegangenen Moratorien auf die Weitergabe von APM erweitert und die
Bestimmung aufgenommen, daß gesetzliche Schritte zum Verbot der APM-
Hersteliung in der Europäischen Union zu ergreifen sind. Die EU begrüßte die
Verabschiedung des Übereinkommens in Oslo am 18. September 1997 und bemühte
Sich bei allen geeigneten internationalen Zusammenkünften einschließlich der
Abiüstungskonferenz, die Bemühungen um die vorbehaltlose Abschaffung von APM
und die Lösung der durch diese Waffen verursachten Probleme zu fördern. Dies
waren die Vorzeichen, unter denen die fünfzehn Mitgliedstaaten der Europäischen
Union an der Konferenz von Ottawa vom 2. bis 4. Dezember 1997 teilnahmen, und

14 von ihnen Unterzeichneten das Übereinkommen.

15. Auf der Grundlage mehrerer Gemeinsamer Aktionen unterstützte die Europäische
Union finanziell die Antiminenaktionen, die von verschiedenen Organisationen
durchgeflihrt wurden, so insbesondere vom UN-Treuhandfonds zur Unterstützung
der Minenräumung (UNVTF) und vom Internationalen Komitee vom Roten Kreuz
(IKRK). Der Rat stellte seit 1995 insgesamt rund 21,6 Mio. ECU aus den GASP-
Mitteln für Minenaktionen führender intemationaier Organisationen bereit. Die EU
ist damit der größte Einzelgeber für Minenaktionen der Vereinten Nationen und des
IKRK.

16. Neben diesen EU-Beiträgen, die als politische Unterstützung für die Ajrbeit der
Empfängerorganisationen gedacht sind, leisten auch die einzelnen EU-
Mitgliedstaaten umfangreiche bilaterale Beiträge und ergänzen die von der
Europäischen Kommission in den betroffenen Ländern direkt getordeiEen
Minenaktionen im Rahmen der ersten Säule (siehe unten).



i 7. 'iv-aßnar:men des Parlaments: Das Europäische Parlament widmet dem Thema APM
seit 1995 ganz besondere Aufmerksamkeit und erweist sich durch seine wiederholten
Entschließungen und Anfragen als beharrlicher Fürsprecher eines bedingungslosen
Verbots von Landminen. So wurde auf seine Initiative 1996 im EG-Haushalt eine

eigene Haushaltslinie für die Minenräumung eingerichtet. In seiner Entschließung
zum Thema APM vom 29. Juni 1995 forderte das Europäische Parlament den Rat
und die Kommission auf, mehr zur Verhinderung der Verbreitung von Minen zu tun,
mehr Ressourcen für Rehabilitationsprogramme bereitzustellen und die APM-
Aktionen in den betroffenen Gebieten auszuweiten. In der am 26. September 1996
von der Paritätischen Versammlung AKP-EG verabschiedeten Entschließung zum
yh'ema APM werden die AKP-Staaten und die EU-Mitgliedstaaten aufgefordert,
zielstrebig Minenräumaktiönen durchzuführen, Minenräumverfahren zu erforschen
und Fortschritte auf dem Weg zu einem allgemeinen APM-Verbot zu erzielen. In der
Entschließung zu APM vom 18. Dezember 1997 wurde neben dem Aufruf zur
Unterzeichnung des Übereinkommens und seiner umgehenden Ratifizierung auch
eine wirksamere Koordinierung der weltweiten Bemühungen um die Minenräumung
und die Rehabilitation der Opfer gefordert.

18. Maßnahmen der Gemeinschaft: Der Großteil der aus dem Gemeinschaftshaushalt
finanzierten Maßnahmen der EU werden von der Europäischen Kommission
überwacht und verwaltet (siehe Anhänge l und l A). Innerhalb der Kommission sind
die Aufgaben in Verbindung mit Minenaktionen auf verschiedene Dienststellen bzw.
Generaldirektionen (GD) verteilt. Die strategische Gesamtkoordinierung ist Aufgabe
der GD Außenbeziehungen; die ÖD Entwicklung ist durch die
Entwicklungszusammenarbeit und andere Programme maßgeblich beteiligt; das Amt
für humanitäre Hilfe widmet der Problematik große Aufmerksamkeit. Diese
Dienststellen erhalten die Mittel dazu aus den entsprechenden Linien des
Gemeinschaftshaushalts für Wiederaufbau (z. B. in Bosnien), Flüchtlingshilfe (z. B.
in Afghanistan), Rehabilitation (z. B. Angola, Kambodscha), humanitäre Hilfe und
zur Kofinanzierung von NRO sowie aus der speziell ausgewiesenen APM-
Haushaltslinie (jetzt B7-661), die 1996 geschaffen wurde. Darüber hinaus werden für
die AKP-Staaten Mittel aus dem Europäischen Entwicklungsfonds (EEF)
bereitgestellt. Mit der Entschließung des Rates "Entwicklung" vom 22. November
7996 wurde die Bedingung für EU-Minenräumprogramme eingeführt, daß mit
Ausnahme von bestimmten humanitären Situationen nur den Ländern Mittel für

Minenräumaktionen gewährt werden, die in Zukunft auf den Einsatz von APM
verzichten und Maßnahmen ergreifen, um den Handel, die Herstellung und die
Lagerung von APM zu unterbinden, sowie die vorgeschlagene Intervention
unterstützen. Die Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) in Ispra hat sich zum
Experten für die Vermessung von Minenfeldern und die Detektion und Erkennung
von Minen entwickelt. Sie stellt technologische Beratung und technische
Unterstützung für die Dienststellen der Kommission, für laufende Projekte, für die
Mitgliedstaaten, für Drittländer und andere Organisationen bereit. Die GD
Informationsgesellschaft verwaltet die indirekten FuE-Aktivitaten, die im Rahmen
des Vierten und Fünften Rahmenprogramms unter Beteiligung der Industrie und der
Wissenschaftsgemeinschaft finanziert werden. Außerdem führen andere
Dienststellen einzelne technische Projekte in bestimmten geographischen Gebieten
durch. Der Rat "Forschung" vom 23. September 1997 und das Europäische
Parlament beschlossen, das Vierte Rahmenprogramm durch eine Reihe neuer
Aktionen zu ergänzen, einschließlich FuE-Unterstützung für die humanitäre
Minenräumung. Für indirekte FuE-Projekte auf Kostenteilungsbasis und



19.

wettbewerbsorientien geführte Unterstutzungsaktionen zur Verbesserung der
Minendetektionssysteme für die humanitäre Minenräumung wurde ein Budget von
17 Mio. ECU genehmigt. 1999 lief das Fünfte Rahmenprogramm an, in cessen
Rahmen Mittel aus zwei Haushaltslinien für die Förderung von FTE-Projekten
bereitgestellt werden; die eine wird von der GD Informationsgesellschaft verwaltet
und dient der Finanzierung des IST-Programms, die andere ist für die direkte
Unterstützung von FTE-Aktivitäten vorgesehen und wird von der GFS verwaltet.

1995-1998 wurden diese verschiedenenAnliegen innerhalb der Kommission in einer
Ad-hoc-Koordinierungsgruppe für Minenräumung zusammengebracht. Im selben
Zeitraum nahmen das internationale Interesse und das politische Engagement fiir die
Landminenproblematik rasch zu.

AUSBAU DES BEITRAGS DES? EUROPÄISCHEN UNION

20. Angesichts der noch zu bewältigenden Herausforderungen sollte die Europäische
Union nun ihre Politik intensivieren, indem sie auf den bisherigen Erfolgen aufbaut,
für mehr Kohärenz sorgt, die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen steigert und ihre
wichtige Rolle in der internationalen Gemeinschaft konsolidiert. Dabei wird sie auch
Beiträge zu einer intensivierten internationalen Zusammenarbeit und Koordinierung
leisten. Die Ziele der Gemeinschaft, die Mittel zu deren Umsetzung sowie die
Grundsätze dieser Strategie werden im folgenden dargelegt.

21. Die Zielsetzun: Das Gesamtziel besteht darin, in Koordinierung mit anderen
Mitgiiedern der internationalen Gemeinschaft, die sich für die Achtung von
Antipersonenminen einsetzen, in den kommenden zehn bis fünfzehn Jahren bei der
Beseitigung der von diesen Minen ausgehenden Gefahren zu helfen.

22. Prioritäten für Antiminenaktionen: Im Hinblick auf dieses Ziel und unter vorrangiger
Berücksichtigung der Entwicklungsländer konzentriert die Europäische Kommission
die Anstrengungen der Gemeinschaft auf die:

a. Unterstützung für die Ausarbeitung, Überwachung und effiziente
Durchführung einer kohärenten und schlüssigen humanitären
Minenräumstrategie auf Gemeinschaftsebene und auf internationaler Ebene;

b. Hiil'e für die am schwersten betroffenen Staaten bei der Erfüllung ihrer
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes, der
Lagerung, Herstellung und Weitergabe von Antipersonenminen und über deren
Vernichtung (Übereinkommen von Ottawa) im Kontext des von der UNO
ausgearbeiteten strategischen Gesamtrahmenwerkes;

c. Schaffung und Unterstützung nationaler Strukturen und örtlicher Kapazitäten
in den betroffenen Ländern, damit die Antiminenaktionen so wirksam wie

möglich durchgeführt werden können;

d. Reaktioil auf humanitäre Notsituationen, Verhütung von Verletzungen und
Hilfe für die Rehabilitation von Mincnopfern im Falle von plötzlichen und
unvorhersehbaren Erfordernissen;



23.

e. Förderung der Entwicklung und Bereitstellung von effizienterer, sichererer und
besser geeigneter Technologie und Ausrüstung im Rahmen der FuE-
Unterstützung der Gemeinschaft, wozu auch die Vor-Ort-Erprobung und die
Inbetriebnahme von geeigneten Minenräumausrüstungen und -technologien
gehören.

Politische und di lomatische Schritte: Die Europäische Gemeinschaft wird mit allen
geeigneten Mitteln versuchen, sicherzustellen, daß die Empfänger ihrer Hilfe die
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen einhalten, und die Staaten, die noch nicht
unterzeichnet haben, zu überzeugen, die Weitergabe von APM einzustellen und dem
Übereinkommen so bald wie möglich beizutreten.

GRUNDSÄTZE

24. Konkrete Maßnahmen: Die Kommission wird den Großteil der ihr zur Verfügung
stehenden Mittel für die effektive, rasche Minenräumung und die Unterstützung der
Minenopfer verwenden.

25. Konditionalität: Die Kommission wird darauf achten, daß ihre künftigen
Minenräumprogramme nur Ländern zugute kommen, die das Übereinkommen
unterzeichnet haben und die ihnen daraus entstehenden Verpflichtungen erfüllen.
Dies gilt nicht für die humanitären Sofonhilfeprogramme, die an keine Konditionen
gebunden sind, für die Hilfe für Minenopfer und für Aktionen zur unmittelbaren
Unterstützung gefährdeter Bevölkerungsgruppen .

26. Öffentlichkeitswirksamkeit: Die Kommission wird die Öffentlichkeit über die APM-
Aktionen der EU aufklären und für diese Problematik sensibilisieren. Hierbei wird sie
besonders darauf achten, daß die Veröffentlichungen und Aktivitäten der begünstigten
Organisationen das Engagement der EU angemessen widerspiegeln. Die Kommission
wird über eine zentrale Website und eine zentrale Datenbank verfugen und als
Informations- und Kontaktstelle füngieren.

27. Kohärenz: Die Kommission strebt eine bessere Vereinheitlichung der EU-
Gesamtstrategie an. Zu diesem Zweck soll eine eigene horizontale Haushaltslinie für
die Ausarbeitung, Überwachung und effiziente Umsetzung einer kohärenten und
schlüssigen humanitären Minenräumstrategie auf Gemeinschaftsebene und auf
internationaler Ebene eingerichtet werden, die mit dem Übereinkommen über das
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, Herstellung und Weitergabe von
Antipersonenminen und über deren Vernichtung in Einklang steht.

28. Nationale Verantwortun : Die APM-Strategie der Gemeinschaft beruht auf dem
Prinzip, daß die Verantwortung für die Maßnahmen in den betroffenen Ländern
letztlich möglichst bei deren Regierung liegen sollte. Die Kommission wird sich in
enger Zusammenarbeit mit den zuständigen UN-Organisationen insbesondere auf die
Schaffung und Aufrechterhaltung geeigneter und kompetenter Politik- und
Management- und Umsetzungsstrukturen konzentrieren.

29. Entwicklun szusammenarbeit: Im Rahmen der Verhandlungen über die künftigen
AKP-EU-Beziehungen wird die Möglichkeit einer Verknüpfung von

Zum Beispiel Flüchtlinge und Vertriebene oder wenn die Landesregierung nicht handlungsfähig ist
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30.

Entwicklungszusammenarbeit und APM-Aktionen weiter geprüft. Insbesondere
könnte den AKP-Staaten, die dem Übereinkommen beitreten, auf Ersuchen
finanzielle Hilfe nach Regeln bereitgestellt werden, wie sie für die finanzielle
Entwicklungszusammenarbeit gelten. Der Beitritt zu dem Übereinkommen würde als
grundlegendes Element echter Entwicklung anerkannt, und dieser Aspekt der
Entwicklungszusammenarbeit könnte als Beitrag zur Bekämpfung der APM-
Problematik aufgefaßt werden. Dem Rat "Entwicklung" vom 21. Mai 1999 wurde ein
Fonschrittsbericht der Kommission über eine in den AKP-Bereich integrierte und
koordiniene Strategie gegen APM vorgelegt, der von diesem begrüßt wurde. In
seinenSchlußfolgerungen vertrat der Rat die Ansicht, daß eine solche integrierte und
koordinierte Strategie auch künftig den geeigneten Rahmen für Maßnahmen gegen
Antipersonenminen bildet. Er beschloß, sich erneut mit diesem Thema zu befassen,
sobald die Kommission diese Mitteilung vorgelegt hat.

Militärische Zusammenarbeit: Obwohl die praktischen Erfordernisse militärische und
ziviler Minenräumungsmaßnahmen sehr unterschiedlich sind, kann das
Zusammenwirken des militärischen und des zivilen Potentials im Bereich der
Minenräumung zu Synergieeffekten führen, die es von der Europäischen Union in
vollem Umfang zu nutzen gilt, vor allem im Zusammenhang mit ihrer entstehenden
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Als besondere Maßnahme soll
der Zugang zu Sateltitenbildern der NATO mit höherer Auflösung erleichtert
werden, die für die Vermessung von Minenfeldern eingesetzt werden können. Für
diese Art der Unterstützung bietet sich insbesondere der Euro-Atlantischen

artnerschaftsrat als geeigneter Rahmen an.

INSTRUMENTE

31. Gründe für eine s ezielle Rechts rundla e für Anti ersonenminen: Die
Haushaltslinien, aus denen derzeit Antiminenaktionen finanziert werden, beruhen auf
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen . Antiminenaktionen sind ein wichtiger
Bestandteil vieler Projekte der humanitären Hilfe, der Rehabilitation und des
Wiederaufbaus, und die Planung von Minenräumaktionen wird nach wie vor
integraler Bestandteil von Wiederaufbau- und Rehabilitationsprogrammen aufgrund
spezieller Rechtsgrundlagen bleiben, doch bei den Antiminenaktionen gemäß dem
Übereinkommen von Ottawa handelt es sich um eigenständige und spezifische
Maßnahmen, für die eigene Prioritäten, Durchfuhrungsbedingungen und politische
Imperative gelten. Durch eine spezielle Verordnung wird die systematische
Programmierung erieichtert, für mehr Koordinierung, Transparenz und Sichtbarkeit
gesorgt und damit die Uberprüfbarkeit von Aktionen gewährleistet, die nach
geeigneten organisatorischen Anpassungen aus einer erheblich aufgestockten eigenen
horizontalen Haushaltslinie nach einheitlichen Bestimmungen und Verfahren

u. a. der Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates vom 20. Juni 1996 Über humanitäre tBlfe (ABI. L 163
vom 2. 7. 1996), der Verordnung (EG) Nr. 2258/96 des Rates vom 22. November 1996 Über
Rchabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der Entwicklungsländer, der Verordnung
(EG) Nr. 1628/96 des Rates vom 25. Juli 1996 Über die Hilfe für Bosnien und Herzegowina, Kroatien^
die Bundesrepublik Jugoslawien und die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, der
Verordnung (EG) Nr. 443/97 des Rates vom 3. Miirz 1997 über Aklionen im Bereich der Hilfe für
entwurzelte Bevölkerungsgruppen in den Entwicklungsländern Asiens und Lateinamerikas, sowie der
gemeinsamen Aktion vom l. Oktober 1996 Über Anlipersonenminen (ABI. L260, 12. 10. 96), die die für
AbrUstungsmaßnahmen im Rahmen der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik vorbehaltenen
Mittel betrifft
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unterstützt werden. Sowohl aus politischen als auch aus operationellen Gründen ist
eine umfassende und schlüssige Minenräumstrategie zur Verbesserung der
Koordinierung, Kohärenz undEffizienz der Maßnahmen äußerst wünschenswert.

32. Bessere internationale Koordinie ' Köm lementarität: Die Vielzahl der
Finanzierungsinstrumente zur Unterstützung von Antiminenaktionen wirft spezielle
Koordinierungs-, Kohärenz- und Transparenzprobleme auf. Es gibt gute Gründe für
eine bessere internationale Koordinierung, die Rationalisierung der Verfahren und
eine größere Einheitlichkeit der Gemeinschaftsaktionen. Eine aufgestockte, eigene
Haushaltslinie, die den Erfordernissen des Übereinkommens über das Verbot des
Einsatzes, der Lagerung, Herstellung und Weitergabe von Antipersonenminen und
über deren Vernichtung entspricht, wird dazu beitragen, daß allgemein und in jedem
der betroffenen Länder effizientere Aktionen durchgefühn werden, die genau durch
die wichtigsten Geber für Antiminenaktionen koordiniert sind. Wie auch bisher
unterstützt die Europäische Union den Ausbau des UN-Minenaktionsdienstes
(UNMAS) innerhalb der UNO als Schnittstelle für Daten und Informationen zur
Hilfestellung für Geber sowie die Entwicklung von UN-Programmen in Abstimmung
mit Gebern und anderen wichtigen Beteiligten. Zur Förderung dieses Prozesses
haben sich die Kommission und die Mitgliedstaaten in vollem Umfang an der "Mine
Action Support Group" (MASG) in New York beteiligt und pflegen enge Kontakte
zur UNMAS.

33. Die Komplementarität und Abstimmung der Antiminenstrategien der Gemeinschaft und
der Mitgliedstaaten mit den weltweiten Initiativen und den einzelnen Empfängerländem
ist eine Voraussetzung für die Verbesserung von Wirksamkeit und Effizienz der
Antiminenaktionen. Ebenso wichtig ist die Kohärenz der Antiminenaktionen und
anderer Maßnahmen der EU in den betroffenen Ländern. Um die Komplementarität
und Einheitlichkeit der Antiminenstrategie zu gewährleisten, wird die Kommission
eine Expertengruppe aus Minenräumungsspezia'isten der Mitgliedstaaten und der
entsprechenden internationalen Organisationen bilden, die die Kommission bei-der
Festlegung horizontaler Leitlinien und der Prioritäten für Antiminenaktionen berät.
Diese Gruppe wird nach der Annahme der Verordnung über Antipersonenminen
durch das Europäische Parlament und den Rat eingesetzt. Sie dient als Gremium für
den Austausch von Informationen über die APM-Strategie und horizontale
Programme zwischen den Mitgliedstaaten und den entsprechenden internationalen
Organisationen einerseits und der Kommission andererseits. Auf der Grundlage
dieses Informationsaustauschs wird die Kommission Leitlinien für die Verbesserung
von Wirksamkeit, Einheitlichkeit und Kohärenz der verschiedenen
Antiminenaktionen ausarbeiten. Die Kommission wird den betroffenen, für
bestimmte Regionen zuständigen Ausschüssen diese strategischen Leitlinien
übermitteln

34. Diese Ausschüsse werden die Kommission auch bei der Auswahl spezieller Projekte,
die den Betrag für autonome Kommissionsbeschlusse übersteigen, unterstützen. Die
Kommission gewährleistet, daß alle Vorschläge für Antiminenaktionen, die den für
bestimmte Regionen zuständigen Ausschüssen unterbreitet werden, im Einklang mit
den festgelegten Leitlinien und Prioritäten stehen.

35. Militärische Zusammenarbeit: Das Zusammenwirken des militärischen und zivilen
Potentials kann zu Synergieeffekten bei der Minenräumung führen, die es in vollem
Umfang zu nutzen gilt, insbesondere was das militärische Know-how bei der
Eqirobung technischer Lösungen anbelangt. Aufgmnd der Erfahrungen in Kroatien
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und im Kosovo zieht die Europäische Union im Rahmen ihrer entstehenden
Sicherheits- und Verteidigungspolitik spezifische Aktionen in Betracht, die
militärischer Unterstützung bedürfen. Zur Unterstützung der IFOR-/SFOR-Einsätze in
Bosnien stellte die Kommission Minenräumausriistung zur Verfügung. Im Kosovo
unterstützt die WEU den Aufbau und den Betrieb des satellitengestützten
geographischen Informationssystems für die Minenräumung durch ihre im Wege der
Satellitenbeobachtung gewonnenen Bilder und Daten.

36. Mittelansatz: Die Europäische Kommission wird ihre Unterstützung für die
Ausarbeitung, Überwachung und effiziente Durchführung einer Gesamtstrategie für
die humanitäre Minenräumung auf Kommissions-, EU- und internationaler Ebene
aufgrund der erheblich aufgestockten spezifische Haushaltslinie (B7-661) ausbauen,
die mehrere Jahre abdeckt. Der Rat, das Europäische Parlament und die Paritätische
Versammlung AKP-EU haben wiederholt auf die Notwendigkeit der Bereitstellung
zusätzlicher Mittel zur Bewältigung des Landminenproblems hingewiesen. Die
Europäische Gemeinschaft will ihre Finanzbeiträge für Minenaktionen in den
nächsten Jahren zumindest beibehalten. Es wäre sehr wünschenswert, wenn der
finanzielle Bezugsrahmen für die Durchführung von Antiminenprogrammen der
Gemeinschaft im Siebenjahreszeitraum 2000-2006 185 Mio. Büro mit jährlichen
Zuweisungen bis zu 30 Mio. Euro betragen würde. Diese Zahlen orientieren sich an
dem Ausgabenniveau der Europäischen Union im Zeitraum von 1992 bis 1998.

37. Foreciiun'. ;saiit8vitäten: Das Viene Rahmenprogramm der Europäischen Union ist
auf die Entwicklung und Vor-Ort-Erprobung fortgeschrittener
Minendetektionsausrüstungen ausgerichtet. Die aus dem Fünften Rahmenprogramm
(siehe Punkt 15) bereitgestellten Mittel werden bei Bedarf in Übereinstimmung mit
der Gesamtstrategie der Kommission für zivile Minenräumung und - bei
Orundsatzfragen - in Abstimmung mit der Koordinierungsgruppe Minenräumung
eingesetzt,

Die Kommission will ihren Einfluß auf die FTE-Experten und die an der zivilen
Minenräumung beteiligten Unternehmen verstärken. Sie wird Sich insbesondere um
größere Markttransparenz bemühen, die Dokumentation der Nachhaltigkeit
verbessern, die technoiogischen Erfordernisse der von Minenproblemen betroffenen
Ländern festlegen, die FuE-UnterstUtzung am Marktbedarf ausrichten und
Qualitätssicherungsstandards für die Ausrüstung erarbeiten. Die Kommission will
diese politische Strategie zunächst im Rahmen des Stabilitätspakts entwickeln. Daher
werden die FTE-Mittel aus dem Fünften Rahmenprogramm im Einklang mit den
Zielen dieser neuen Politik verwendet.

Die GD GFS Übernimmt die technische Beratung und Unterstützung der
Xommissionsdienststellen, vor allem im Bereich der Versuchsverfahren und der
Validierung. Sie ist außerdem ist für die technische Zusammenarbeit mit externen
Pannem, insbesondere im Bereich der Entwicklung von Standards zuständig.
Weitere Einzelheiten zu den erforderlichen Minenräumungsaktionen der EU können
demAktionsplan Minenräumtechnologie in Anhang 2 entnommen werden.

38. Informationsmaaa ement: Unter der internationalen Federführung der zuständigen
UN-Organisationen und in enger Koordinierung mit dem Genfer Internationalen
Zentrum für Humanitäre Minenraumung (GIZHM) wird die Kommission die
Einrichtung zuverlässiger Inl'ormationsmanagementsysteme in den betroffenen
Ländern fördern und bei dem Informationsmanagement an ihrem Sitz in Brüssel die
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Entwicklungen in anderen Ländern berücksichtigen. In diesem Zusammenhang führt
die GD Entwicklung Versuche in verschiedenen Umfeldern im südlichen Afrika
durch. Von der WEU werden sowohl der Kommission als auch dem im Aufbau

befindlichen UN-Informationssystem satellitengestützte Bilder zur Verfügung gestellt.
Als geeignetes Koordinierungsinstrumerit wurde ein _ geographisches
Informationsnianagementsystem entwickelt. Die Kommission wird eine zentrale
Datenbank über NRO, Wirtschaftsuntemehmen, Experten, Geschäftsmöglichkeiten,
laufende Projekte und andere damit zusammenhängende Informationen einrichten und
unterhalten. Sie hat eine Intemet-Website eingerichtet, die sie weiter ausbauen wird.

SCHLUSSFOLGERUNG

39. Die Kommission erkennt die politische und humanitäre Bedeutung des Beitrags der
Europäischen Gemeinschaft zur Bewältigung des weltweiten Problems der APM an
und beabsichtigt, in Zukunft mit noch größerer Entschlossenheit, Kohärenz und
Effizienz dagegen vorzugehen. Das Europäische Parlament und der Rat werden
ersucht, die Leitlinien in dieser Mitteilung zu unterstützen und einen Beschluß über
die vorgeschlagene Verordnung zu fassen.

14



ANHANG l

EO-BETEILIOUNG AN ANTIMINENAKTIONEN 'WELTWEIT 1992-19982 (in ECU)

Afghanistan

Angola

Bosnien

Kambodscha

Kroatien

Äthiopien

Laos

Mosambik

Nicaragua

Nordirak

Somalia

Tadschikistan

Simbabwe

Unterstützung des SADC

Unterstützung des IKRK

Räumungstechnologie FuE

Insgesamt

39, 010, 000

21, 866, 818

15, 874. 733

28, 167, 631

2, 800,000

178,760

3,900, 000

15, 308.906

250.000

12, 350, 000

3.550, 000

200.000

10.000,000

2,070, 000

9,430, 000

17, 700, 000:i

182,656, 848

Neben der Minenräumung (nach humanitären Standards) umfaßt der Begriff "Antiminenaktionen auch Maßnahmen
zur Aufklärung über die Gefahren von Minen, Öffentlichkeitsarbeit, Information smanagement, Unterstützung und
Rehabilitation der Opfer, Vermessung und Kennzeichnung verminter Gebiete, Detektion und Erkennung von
Landminen, Ausbildung von Spezialisten und Landm inen Vernichtung.
Die Zahlen sind Richtwerte und erfassen die Mittel für das gesamte Spektrum der von der Europäischen Gemeinschaft
finanzierten Maßnahmen, einschließlich der für Maßnahmen im Rühmen der Gemeinsamen Außen- und

Sicherheitspolitik vorbehaltenen Mittet. Bilaterale Maßnahmen einzelner EU-MitgIiedstaaten sind nicht enthalten.
15 Mio. ECU aus dem Vierten Rahmenprogramm. 1, 7 Mio. ECU aus anderen Projekten und l Mio. ECU für
Durch führbarkeitsstudien für ein multisensorielles Minendetektionssystem.
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ANHANG 1A

ANTIMINENAKTIONEN DER EUROPÄISCHEN UNION (EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFT) 1998

LAND KOMMIS ORGANISATION ZEITRAUM
SIONS-

DIENST-
STELLE

Afghanistan ECHO

Angola DGVIII.E3

Bosnien

DGVI11. E3

GDIA.DI

Kambodscha GDB. CS

ODIB. C3

ODIB. C3

HALO TRUST

HALO TRUST

INTERSOS

HELP

Handicap talnl (Hl)
Spec. Gurkha Svcs

ECHO

Planet Consultants

Franklin Advisory
Services

Hl (Belgien)

01/01/1998

30/06/1998

15/12/1998

14/041999

01/01/1998

30/06/1998

1997/1998'

01/08/1998

30/04/1999

20/02/1998

20/02/2000

01/08/1998

30/04/1999

01/10/1998

BETRAG

(ECU)

1. 550,000

424 ,801

1.000,000

2,290,000

1, 205, 000

1,035,000

745, 000

350, 000

HAUSHAL
TSLINIE

B7-210

B7-661

B7-661

B7-661

B7-641

B7-5076

B7-641

B7-210

ART
DER

MASS-
NÄHME

2

2

2 und 4

2 und 4

2 und 4

2 und 4

INHALT DES
ROJEKTS

Minenräumung in
Kabul

Manuelle und
mechanische

Minenräumung in
den Provinzen
Planalto und
Huumbo

Ausbildung eines
Mi nenräurrumpps
und Minenräumung
in der Provinz Huila

Schaffung von
Minenräumkapazita
ten durch

Ausbi Idungsmaß-
nahmen und

Bereitstellung von
Ausrüstung für den
Zivilschutz/die

Verwaltung in
BiH/RS

Operationelle
Unterstützung des
CMAC (Provinzen
Kompong Thom
und Kompong
Cham) .

Stärkung des
CMAC

Operationelle
Unterstützung des
CMAC (Provinzen
Siem Rep und
Sisophon)

Bereitstellung und
Anpassung von
Bein rothescii Rir
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ECHO

KroaUen GDIA.D1

HALO TRUST

Arbeiter Samariter
Bund

31/03, 1999

01/05, l W8

28/02/1999

1998

I.OOO. OOO

1. 000, 000

B7-210

B7-661

Irak ECHO

ECHO

HI (Belgien)

SOFORTHILFE

01/01/98

31/08/98

01/12/1998

31/05/IW)

250,000 B7-210

900, 000 B7-210

700 Menschen,
Herstellung und
Verteilung von 40
000 Hillsgcrälcn

Mincnraumiiny in
NordwL\slkaniht)dsc
ha

Minenraumung von
Häusern,
Versorgungseinrich-
tungen, öffentlichen
Bereichen und land-
wirtschaftlichen
Flächen

Orthopädische Hilfe
Für Opfer von Land-
minen und bewaff-
neten Konflikten in
Nordirak

Übertragung der
Zuständigkeit für
die Minenopferhilfe
(einschließlich für

Gebäude, Fahrzeuge
und Ausrüstung) an
die örtlichen
Gesundheitsbehörde

ECHO SOFORTHILFE 01/02/1998

31/08/1998

1, 100, 000 B7-210

Laos GDIB.C3

Uganda ODVIII. E.1 AVSI

Allgemein GASP 1KRK

00/09/98
00/09/00

l W7/1 TOS'

1997/1998'

2,700,000 B7-661

232. 622 B7-661

8. 000, 000 B8-012

3 Erste Hilfe und
medizinische Ver-

sorgung, Rehabili-
tation und soziale

Reintegration von
Opfern von Land-
minen und bewaff-
neten Konflikten

l , 2, 3, 4 Unterstützung bei
der Räumung von
APM/UXO in der
Provin/.
Suvannakhcl

3 Mcdi/Jnische
Rchabililation von

Landmincnopicrn in
Norduganda

3 und 6 Hilfe für
Minenopfer im
Rahmen des IKRK-
Appells und
Aufklämngsmaßnah

17



FuE ODX111

(einschl.GFS
techn.

Beratung)

Verschiedenes

Insgesamt

1997/1998' 2,717,250 B6-7133
1. 700, 000

B6-792
12,305,302

B6-541

40,504,975

Entwicklung
fortschrittlicherer
Minendetektiönssys
lerne

t. Einschließlich der im Haushaltsplan 1997 zur Verwendung im Jahr 1998 vorgesehenen Mittel.. Bilaterale Beiträge ein/. cincr
Mitgl iedstaatcn sind nicht enthalten.
2. Aktionsarten: l. Vcrmessung/Bcwcrtung 2. Minenrüumuny. 3. Untcrstüt/uny der Mincnopfcr 4. Kapa/itiilsuulbau
5. TechnoIogie/Ausrüstung 6. Informationskampagnen

18



ANHANG 2

Aktionsplan Minenräumtechnologie

Ziel Möglichst rasche und langfristige Unterstützung von Antiminenprogrammen durch
Bereitstellung wirksamerer, geeigneterer und sicherer Ausrüstungen, Förderung der
Verwirklichung des allgemeinen intenwtionalen Ziels der Bewältigung der
Landminenprobleniatik in den kommenden lehn bisfiinftehn Jahren.

Prioritäten für die Entwicklun von Minenräumtechnolo ien

Deckung des Bedarfs bei der Minenräumung mit folgenden Schwerpunkten:

Verbesserung der Vermessung mutmaßlicher Minenfelder;

Verbesserung der Technologie der Minendetektion und -erkennung;

Anwendung fortschrittlicher Informationsmanagement-Methoden;

Einführung von Qualitätsmanagement-Methoden.

s Unterstützung der Staaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen von Ottawa

Schlüsselaktionen

Operationeüe Anforderungen

Festlegung der Operationellen Anforderungen (OA) mit Hilfe einer Expertengruppe
entsprechend dem Bedarf bei konkreten Antiminenaktionen. Dabei wird auf die
Abstimmung mit den parallelen Bemühungen des "United Nations Mine Action Service"
(UNMAS) geachtet. Die Expertengruppe wird in der ersten Jahreshälfte 1999 eingerichtet
und soll Ende 1999 die ersten OA vorlegen. Ein Gesamtkatalog für alle betroffenen Länder
soll aufgestellt und laufend aktualisiert werden. Die erste Fassung dieses Katalogs soll bis
zum Jahr 2000 fertig sein.

Normen

Erstellung und regelmäßige Aktualisierung eines Handbuchs für gemeinsame Prufnormen
für Minenräumtechnoiogien durch eine gemeinsame Arbeitsgruppe, an der die EU-
Mitgliedstaaten, Kanada, die USA usw. beteiligt sind.

Test- und Evaluierungseinrichtungen

Bis zum Jahr 2000 soll eine Bestandsaufnahme der vorhandenen Test- und

Evaluierungseinrichtungen durchgel'Uhrt und ein intemationales Netz zur I'rüfung der
Minenräuminstrumente geschaffen werden, um die rasche Bereitstellung geeigneter und
kostengünstiger Technologien für Antiminenaktionen zu fördern. (An diesem Netz sollen
das Genfer Internationale Zentrum für Humanitäre Minenräumung (GIZHM), Kanada, die
USA und andere beteiligt sein; zudem sollen Minenaktionszentren angeschlossen werden,
um die laufende Versorgung mit aktuellen Informationen aus der Praxis zu gewährleisten.)



Ein konsequentes wissenschaftliches und multinationales Test-, Evaluierungs- und
Zertifizierungsprogramm für Minenräumausrüstungen, -verfahren und -technologien soll
eingeführt werden.

Bei von der Kommission unterstützten FuE-Projekten zur Entwicklung neuer
inenräuminstrumente und bei operationellen Projekten zur Anwendung der neuen

Instrumente wird darauf hingewirkt, daß diese Instrumente von den GFS-Einrichtungen der
Kommission geprüft werden.

Demonstrationsversuche

a Möglichst baldige Durchführung technologischer Demonstrationsvorhaben in den
betroffenen Ländern, um die Entwicklung neuer Verfahren und Praktiken voranzutreiben
und Informationen über die mögliche Bedeutung neuer Technologien für die
Antiminenaktionenzu gewinnen. Jedes Projekt umfaßt die systematische Vorbereitung
einschließlich der Festlegung der OA, der Weiterentwicklung der OA zu
Ausrüstungsanforderungen (AA) und der Bewertung in einer Test- und
Evaluierungseinrichtung, Z.B. in der GFS der Kommission. Mindestens drei Versuche
sollen in den Jahren 2000, 2002 und 2004 stattfinden

Entwicklung moderner Ausrüstung

e Unterstützung der Entwicklung geeigneter moderner Instrumente für die Minendetektion,
um die Minenräumaktionen nach kurzfristigen (zwei Jahre), mittelfristigen (zwei bis fünf
jähre) und langfristigen (über fünf Jahre) Gesichtspunkten zu beschleunigen, ihre Kosten
zu senken und ihreSicherheit zu erhöhen.

Informationsmanagement:

Planung, Einrichtung, Inbetriebnahme und Pflege eines standardisierten Geographischen
Informationssystems (GIS) für die betroffenen Länder Dieses System wird eines von
mehreren verbesserten Instrumenten des Informationsmanagements sein, das alle
Antiminenaktionen der Europäischen Union abdeckt. Die Koordinierung mit dem GIZHM
ist vorgesehen, das in diesem Bereich für den UNMAS tätig ist. Ein GIS-Prototyp wird
1999 in Betrieb genommen. Bei erfolgreichem Verlauf wird das System auf alle von der
Minenproblematik betroffenen Länder, die die Europäische Union unterstützt, ausgedehnt

s Einrichtung eines Informationsforums für Minenräumtechnologie in enger
Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten, dem GIZHM, Kanada, den USA usw

Minenfeldvermessung

. Förderung neuer, wirksamer, objektiver und zuverlässiger Instrumente zur Erkennung von
Gefahrengebieten, so daß Antiminenaktione anhand fundierter In ormationen geplant und
die Ressourcen gezielt zur Verfügung gestellt werden können. Hiermit soll 1999 unter
Verwendung der vorhandenen Daten und Instrumente begonnen werden.

Minenfeldkennwichnung

Bereitstellung neuer Instrumente zur Kennzeichnung von Minenfeldern in Gebieten mit
geringer Priorität und Eindämmung des Problems je nach Beschlußlage und verfügbaren
Mitteln.
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Operationeller Einsott der Ausrüstungen

Die Kommission erkennt an, daß die Gesamtkosten für große Ausrüstungen (z. B.
Forschung und Entwicklung, Beschaffung, Transport, Einsät/, Wartung, Reparatur und
Modernisierung sowie Schulung der Benutzer) erhebliche finanzielle Anstrengungen
erfordern und gewisse Risiken bergen können, die durch das bisherige Konzept der
internationalen Gemeinschaft nicht abgedeckt sind. Als Teil ihrer Antiminen-
Gesamtstrategie wird die Europäische Kommission in Zusammenarbeit mit anderen
Organisationen versuchen, einen Mechanismus zur Förderung des Einsatzes und der
Erhaltung ausgewählter Ausrüstungen zu schaffen und so einen Beitrag zu umfassenderen
operationellen Minenräumprogrammen zu leisten.

Interne Forschun stäti keit der OFS

Im Hinblick auf die Anwenderbedürfnisse ergänzt die GFS den Aktionsplan durch ihre
interne Forschungstätigkeit in den folgenden Bereichen:

Einrichtung einer Landminen-Datenbank in enger Zusammenarbeit mit Partnern innerhalb
und außerhalb der Europäischen Union;

Verbesserung der Erkennung verminter Gebiete durch Luft- und Satellitenaufnahmen;

Entwicklung von Algorithmen fflr die multisensorielle Informationszusammenführung
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BEGRÜNDUNG

AKTIONEN GEGEN ANTIPERSONENMINEN

Antipersonenminen verursachen unsägliches Leid in vielen der ärmsten Regionen der
Welt und behindern die Durchführung einer ganzen Reihe von Programmen der
Europäischen Union. Von 1992-98 stellte die Europäische Union daher mehr als 180
Mio. Eure für weltweite Antiminenaktionen bereit, die sowohl die Unterstützung von
Minenräumprogrammen als auch Hilfe für Minenopfer und die Förderung von
Forschung und Entwicklung im Bereich der Minenräumtechnologie umfassen. Damit
wird zwar ein wichtiger Beitrag zu den allgemeinen Bemühungen der Internationalen
Gemeinschaft geleistet, dennoch sind nach wie vor größere Anstrengungen
erforderlich. Die Herausforderung für die internationale Gemeinschaft besteht darin,
das Landminenproblem in den nächsten zehn bis fünfzehn Jahren zu bewältigen.
Aufgrund ihres bisherigen Beitrags wird von der EU erwartet, daß sie bei diesem
markanten Vorhaben eine Hauptrolle übernimmt; allerdings müssen die Kohärenz und
die Kontinuität von Minenräumungsaktionen und deren Koordinierung auf
Kommissions-, EU- und internationaler Ebene dringend verbessert werden, damit der
künftige EU-Beitrag seine volle Wirksamkeit entfalten kann.

Die derzeitige Lage: Der Rat und das Europäische Parlament haben darauf
hingewiesen, daß zusätzliche Anstrengungen und Mittel zur ewältigung des
Landminenproblems notwendig sind. Sie forderten eine verstärkte politische Planung
und Koordinierung zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten und der
internationalen Gemeinschaft, um Kohärenz, Transparenz und Wirksamkeit der EU-
Maßnahmen zu erhöhen. Dies wurde auch den Synergieeffekt der Maßnahmen der
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft, insbesondere im Bereich der technologischen
Entwicklung, verstärken und dem Subsidiaritätsprinzip entsprechen. Innerhalb der
Kommission verteilen sich die Zuständigkeiten auf verschiedene Dienststellen. Die
Probleme auf Managementebene und bei der Durchführung der Aktionen werden
zudem durch die fehlende langfristige Planung erschwert. Die Vielzahl
unterschiedlicher Finanzinstrumente, mit denen die Antiminenaktionen gegenwärtig
unterstützt werden, wurde wegen mangelhafter Verwaltungs- und
Managementpraktiken kritisiert. Deshalb ist eine verstärkte Koordinierung,
insbesondere in Bereichen wie der politischen Planung, und Rationalisierung der
Verwaltungsverfahren dringend geboten. Die Verbesserung der Koordinierung,
Kohärenz, Einheitlichkeit und Offentlichkeitswirksamkeit wird von allen an der
Durchführung von Antiminenaktionen beteiiigten Dienststellen der Kommission
unterstützt.

Gründe für eine neue Verordnung: Antiminenaktionen sind ein wichtiger
Bestandteil vieler Projekte der humanitären Hilfe, der Rehabilitation und des
Wiederaufbaus. Gemäß den geltenden Haushaltsverfahren der Kommission können
Antiminenaktionen derzeit und künftig im Rahmen solcher Projekte durchgeführt
werden. Sie sind aber auch eine eigenständige und sehr spezielle Tätigkeit, die ihren
eigenen Prioritäten, operationellen Anforderungen und politischen Imperativen
gehorcht und eng an das Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes, der
Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über
deren Vernichtung gebunden ist. Daher ist eine Antiminenstrategie, die auf die
Verbesserung von Koordinierung, Kohärem, Transparenz,
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Öffentlichkeüsvnrksamkeü, Öberprüflarkeit und Wirksamkeit der Snterventionen
abzielt, wäre sowohl vom politischen als auch vom operationellen Standpunkt aus
äußerst wünschenswert. Damit bietet sich ein klar abgegrenzter Anwendungsrahmen
für eine eigene aufgestockte horiwntale Haushaltslinie, für die einheitliche Regeln
und Verfahren gelten, wie sie in dieser neuen spezifischen Verordnung festgelegt
werden. Die Verordnung ist gezielt auf eine stärkere Koordinierung und
Zusammenarbeit im Rahmen der Kommission, der EU und auf internationaler Ebene
ausgerichtet, um den Anforderungen des Übereinkommen von Ottawas zu
entsprechen.

Inhalt des Verordnungsvorschlags: In dem beigefügten Verordnungsvorschlag
werden

der Umfang und die Ziele der weltweiten EG-Antiminenaktionen definiert,

das Beschlußfassungsverfahren auch für Sofortmaßnahmen festgelegt,

ein finanzieller Bezugsrahmen für den Haushaltsplan 200& vorgeschlagen,

die Betrugsbekämpfungsmaßnahmen spezifiziert und

ein Berichterstattungsverfahren vorgegeben.
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2000/0062 (COD)

Vorschlag für einen

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

ÜBER AKTIONEN GEGEN ANTIPERSONENMINEN

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere
auf Artikel 179,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach dem in Artikel 251 EG-Vertrag festgelegten Verfahren,

In Erwägung nachstehender Gründe:

(l) Die Gemeinschaft zeigt sich besorgt über di Bedrohung durch
Antipersonenminen und andere nicht zur irkung gelängten Sprengmitteln in
Regionen, die sich um die Bewältigung der Folgen bewaffneter Konflikte
bemühen.

(2) Antipersonenminen verursachen unsägliches Leid in vielen der ärmsten
Regionen der Welt und behindern ernstlich die wirtschaftliche Entwicklung,
die Rückkehr von Flüchtlingen und Vertriebenen, die Aktionen der
humanitären Hilfe, die Wiederaufbau- und Rehabilitationsmaßnahmen und
auch die Wiederherstellung normaler gesellschaftlicher Verhältnisse.

Die Gemeinschaft verpflichtete sich dem Ziel, die vollständige weltweite
Abschaffung der Antipersonenminen zu erreichen.

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten leisten den
umfangreichsten Beitrag zu den internationalen Bemühungen zur Bewältigung
des tragischen Problems der Antipersonenminen.

Diese Verordnung ist eine direkte Folgemaßnahme des Übereinkommens über
das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, Herstellung und Weitergabe von
Antipersonenminen und über deren Vernichtung (Übereinkommen von
Ottawa).

(6) Daher sollte die finanzielle Unterstützung vorrangig solchen Drittländern
gewährt werden, die sich für die Abschaffung von Antipersonenminen
einsetzen und dem Übereinkommen von Ottawa beigetreten sind.

(3)

(4)

(5)

ABI. L



(7) Dieses Prinzip soll die Gemeinschaft jedoch nicht daran hindern, auf
humanitäre Notsituationen in aller Welt zu reagieren

(8) Antiminenaktionen der Gemeinschaft sind in vielen Fällen eine wichtiger
Bestandteil der Projekte für humanitäre Hilfe, Rehabilitation, Wiederaufbau
und Entwicklung, es handelt sich aber um eine eigenständige und spezifische
Tätigkeit, die eigenen Prioritäten, operationellen Anforderungen und
politischen Imperativen gehorcht.

(9) Derartige neue und bestehende Aktionen werden als Bestandteil von Projekten
oder von Rahmenprogrammen für die Forschung und Entwicklung im Bereich
der Minenräumtechnologie weiterhin aus speziellen Haushaltslinien finanziert
und gegebenenfalls im Rahmen dieser Verordnung unterstützt, ergänzt und
koordiniert.

(10) Mit dieser Verordnung soll die Grundlage für ein kohärentes und effizientes
Konzept der Gemeinschaft geschaffen und dafür eine auf der engen
Zusammenarbeit der Kommission, der Mitgliedstaaten und der internationalen
Gemeinschaft in allen Phasen der Minenaktionen beruhende integrierte
Strategie gefördert werden.

(11) Diese Aktionen müssen mit der allgemeinen Außenpolitik der Europäischen
Union, einschließlich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
vereinbar sein.

(12) Da die für die Umsetzung der Verordnung erforderlichen Maßnahmen zu den
Verwaltungsmaßnahmen im Sinne von Artikel 2 des Beschlusses des Rates
1999/468/EG zur Festlegung der Modalitäten Für die Ausübung der der
Kommission Übertragenen Durchf'ührungsbel'ugnisse" gehören, sollten sie nach
dem in Artikel 4 dieses Beschlusses festgelegten Verwaltungsverfahren
beschlossen werden.

(13) Da Antipersonenminen Leben bedrohen und in der ganzen Welt verbreitet
sind, müssen effiziente, flexible Verfahren, die im Bedarfsfall auch eine rasche
Beschlußfassung ermöglichen, für die Finanzierung von Antiminenaktionen
durch die Gemeinschaft aus dem Gesamthaushalt eingesetzt werden.

(14) In dieser Verordnung wird ein als finanzieller Bezugsrahmen im Sinne von
Nummer 2 der Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission vom 6. März 1995 dienender Betrag eingesetzt, ohne daß
dadurch die im Vertrag festgelegten Befugnisse der Haushaltsbehörde berührt
werden.

(15) Die Europäischen Gemeinschaft sollte größtmögliche Transparenz bei der
Abwicklung der finanziellen Unterstützung und eine strenge Kontrolle der
Verwendung der Mittel gewährleisten.

ABI. L 184 vom 17.7. 1999. S. 23.



(16) Der Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften und
die Bekämpfung von Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten sind ebenfalls
Bestandteil dieser Verordnung.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel ]

Mit dieser Verordnung sollen die Verfahren für die Umsetzung der
Gemeinschaftsmaßnahmen festgelegt und eine kohärente und einheitliche
Strategie für humanitäre Antiminenaktionen im Rahmen der EU und auf
internationaler Ebene gefördert werden, gemäß dem in Ottawa geschlossenen
Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der
Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren
Vernichtung (nachstehend als "Übereinkommen von Ottawa" bezeichnet).

Die Maßnahmen im Rahmen dieser Verordnung werden auf dem Gebiet von
Drittländern oder in direktem Zusammenhang mit Krisensituationen in
diesen Ländern - insbesondere in den ärmsten unter ihnen - durchgeführt,
wobei den Entwicklungsländern Priorität eingeräumt wird.

Artikel

Das Antiminenprogramm der Gemeinschaft ist vorrangig darauf ausgerichtet,

a) die Ausarbeitung, Überwachung und wirksame Umsetzung einer
zivilen Antiminenstrategie zu unterstützen,

b) den betroffenen Staaien bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus
dem Übereinkommen von Ottawa zu helfen;

c) nationale Strukturen und örtliche Kapazitäten in den betroffenen
Ländern für die möglichst wirksame Durchführung der Antiminen-
Aktionen aufzubauen und zu erhalten,

d) Unterstützung in humanitären Notsituationen zu leisten, Unfälle zu
vermeiden und die Rehabilitation von Minenopfem zu fördern,

e) die Erprobung unter realen Bedingungen und den operationellen
Einsatz geeigneter Ausrüstung und Techniken für Antiminenaktionen
zu fördern.

Die im Rahmen dieser Verordnung zu finanzierenden Maßnahmen umfassen
sämtliche mit Antiminenaktionen verbundenen Tätigkeiten, einschließlich

a) der Autklärung über Minen,

b) der Ausbildung von Spezialisten,

c) der Vermessung und Kennzeichnung mutmaßlicher Minengebiete,
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4.

d) der Detektion und Erkennung von Landminen,

e) der Minenräumung (nach humanitären Gesichtspunkten) sowie
Vernichtung von Landminen,

0 der Unterstützung und Rehabilitation der Opfer,

g) des Informationsmanagements, das auch geographische
Informationssysteme umfaßt,

h) anderer Aktivitäten, die zur Minderung der Auswirkungen von
Landminen und sonstigem gefährlichen Kriegsschutt auf die
Menschen, die Wirtschaft und die Umwelt beitragen.

Unter den in Absatz 2 aufgeführten Maßnahmen haben solche Vorrang, die
der Deckung eines plötzlichen und unvorhersehbaren Bedarfs dienen, der
sich durch den Ausbruch von bewaffneten Konflikten, eine erhebliche
Zuwanderung von Menschen in verminte Gebiete oder vergleichbare
Situationen, Z.B. dringend benötigte Unterstützung für die Umsetzung von
Friedensvereinbarungen, ergibt. Priorität wird auch Aktionen in den von
Minenproblemen am schwersten betroffenen Ländern eingeräumt, in denen
Antipersonenminen und andere nicht zur Wirkung gelangte Sprengmittel
zahlreiche Opfer unter der Zivilbevölkerung fordern oder die Präsenz'dieser
Kampfmittel oder entsprechende Vermutungen ein wesentliches Hindernis
für die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen und der sozialen Tätigkeit oder
für die Entwicklung darstellen und daher besondere langfristige
Unterstützung erforderlich ist, die im Rahmen von Sofonhilfe oder
Wiederaufbauhilfe nicht geleistet werden kann.

Zur Gewährleistung von Kohärenz, Komplementarität und Synergie der
Programme ftir regionale Zusammenarbeit und der Projekte für humanitäre
Hilfe, Rehabilitation, Wiederaufbau und wirtschaftliche Entwicklung werden
die Antiminenaktionen, für die im Rahmen solcher Programme und Projekte
Mittel bereitgestellt werden können, weiterhin aus der Haushaltslinie
finanziert, aus der auch die entsprechenden Hauptaktionen finanzien werden
Diese Maßnahmen können gegebenenfalls durch im Rahmen dieser
Verordnung finanzierte Antiminenaktionen ergänzt oder unterstützt werden.

Artikel 3

Die gemäß dieser Verordnung finanzierten Interventionen sollen in erster Linie den
Ländern zugute kommen, die zu den Venragsparteien des Übereinkommen von
Ottawas gehören. Ausnahmen können in humanitären Notsituationen, im Bereich der
Hilfe für Minenopfer und bei Aktionen zur unmittelbaren Unterstützung gefährdeter
Bevölkerungsgruppen wie Flüchtlingen und Vertriebenen gemacht werden oder wenn
die Landesregierung nicht handlungsfähig ist.
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Artikel 4

Zu den Partnern, die gemäß dieser Verordnung für eine finanzielle
Unterstützung in Frage kommen, zählen regionale und internationale
Organisationen, nichtstaatliche Organisationen, Landes-, Provinz- und
Kommunalbehörden und -körperschaften, Institute sowie öffentliche und
private Akteure mit geeignetem Fachwissen und Erfahrung.

Die Teilnahme an den Ausschreibungen steht allen natürlichen und
juristischen Personen aus den Mitgliedstaaten und dem jeweiligen
Empfängerland zu gleichen Bedingungen offen. In begründeten
Ausnahmefällen kann auch Drittländern die Teilnahme gestattet werden.

Artikel 5

Die Gemeinschaftshilfe im Rahmen dieser Verordnung dient der
Finanzierung von technischer Hilfe, Ausbildung, Personal und anderen
Leistungen in Verbindung mit Antiminenaktionen, Versuchen mit
Ausrüstungen und Methoden, logistischer Unterstützung, Beschaffung,
Bereitstellung und Lagerung von Ausrüstungen und Materialien sowie
Bauarbeiten, die zur Durchführung von Antiminenaktionen erforderlich sind,
Studien und Konferenzen sowie Maßnahmen zur Konsolidierung der
internationalen Koordinierung von Antiminenaktionen, Evaluierungs- und
Überwachungsmissionen, Maßnahmen zur Sensibilisierung der
Öffentlichkeit sowie der Ausgaben für die Herausstellung des
Gemeinschaftscharakters der Hilfe.

Die Unterstützung der Gemeinschaft im Rahmen dieser Verordnung wird in
Form von Zuschüssen gewährt.

Die in dieser Verordnung genannten Maßnahmen sind von Steuern,
Abgaben, Gebühren und Zöllen befreit.

2.

Artikel 6

Die Kommission wird von dem für die jeweilige Region zuständigen
Ausschuß unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt und dessen Vorsitz ein Vertreter der Kommission innehat.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so ist das Verwaltungsverfahren
nach Anikel 4 des Beschlusses 1999/468/EO unter Beachtung von dessen
Anikel 7 Absatz 3 undArtikel 8 anzuwenden.

Die in Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist
betragt drei Monate.
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- Artikel 7

Die Kommission sorgt auf der Grundlage eines gegenseitigen regelmäßigen
Informationsaustausches, der auch den Informationsaustausch vor Ort
einschließt, für die effiziente Koordinierung der Unterstützung, die die
Gemeinschaft und die einzelnen Mitgliedstaaten leisten, um die Kohärenz
und Komplementarität ihrer Programme zu erhöhen.

Die Kommission kann Möglichkeiten für Kofinanzierungen mit anderen
Geldgebern, insbesondere mit den Mitgliedstaaten suchen.

Die Kommission unterstützt die Koordinierung und Zusammenarbeit mit den
anderen internationalen Gebern, vor allem mit den UN-Mitgliedstaaten.

Alle zweckdienlichen Maßnahmen werden getroffen, um die
Öffentlichkeitswirksamkeit der Gemeinschaftsmaßnahmen zu gewährleisten.

2.

3.

4.

Artikel 8

Die Kommission wird beauftragt, die in dieser Verordnung vorgesehenen
Aktionen gemäß den geltenden Haushaltsverfahren und sonstigen Verfahren,
insbesondere denen, die in Artikel 116 und 118 der für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften geltenden
Haushaltsordnung vorgesehen sind, vorzubereiten, zu beschließen und zu
verwalten.

Finanzierungsbeschlüsse, die 3 Mio. Euro Übersteigen, werden nach dem
Verfahren gemäß Artikel 6 Absatz 2 gefaßt, mit Ausnahme der
Soforthilfemaßnahmen gemäß Artikel 9.

Kommission unterrichtet die in Artikel 6 genannten Ausschüsse in
knapper Form über Finanzierungsbeschlüsse mit einem Mittelbedarf von
weniger als 3 Mio. Euro. Diese Untemchtung erfolgt spätestens zwei Monate
nach der Annahme des Finanzierungsbeschlusses.

Die Kommission kann Beschlüsse zur Änderung der nach dem Verfahren des
Artikels 6 gefaßten Finanzierungsbeschlüsse fassen, wenn diese keine
wesentlichen Änderungen und auch keine Zusätzlichen Verpflichtungen mit
sich bringen, die über 20 % der ursprünglichen Verpflichtung hinausgehen.

l.

2.

Artikel 9

Die Kommission kann Soforthilfemaßnahmen

Mittelbedarf 5 Mio. Euro nicht übersteigt.

beschließen, deren

Sofonhilfemaßnahmen werden als notwendig erachtet, wenn sich aufgrund
natürlicher oder von Menschen verursachter Katastrophen, wie
Überschwemmungen, Hungersnöten, einer erheblichen Zuwanderung von
Menschen in verminte Gebiete, einer spontanen Konfliktbeilegung od»r
vergleichbaren Situationen sowie im Rahmen der dringenden Unterstützur'i;
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l.

für die Umsetzung von Friedensvereinbarungen ein plötzlicher und
unvorhersehbarer Bedarf ergibt.

Sind diese Bedingungen für die Maßnahmen erfüllt und übersteigt deren
Mittelbedarf 3 Mio. Büro, so wird die Kommission nach der Annahme des
Finanzierungsbeschlusses: a) die Mitgliedstaaten innerhalb von zwei
Werktagen schriftlich unterrichten, b) ihren Beschluß auf der nächsten
Sitzung des zuständigen Ausschusses erläutern und insbesondere die
Durchführung des Dringlichkeitsverfahrens begründen.

Artikel 10

Die Projekte müssen nach ihrer Priorität geordnet, anhand ihrer
Zweckmäßigkeit und Kosteneffizienz bewertet und gegebenenfalls in den
größeren Rahmen der Entwicklungs- und Wiederaufbauarbeit für das
betroffene Land oder die Region integriert werden.

Das Projekt sollte möglichst in ein nationales Antiminenprogramm
eingebunden werden, das von der Regierung des Empfängerlandes oder einer
internationalen Institution mit entsprechendem Mandat koordiniert wird. Das
Ziel ist die Übernahme des Projekts durch das Empfängerland selbst
innerhalb einer angemessenen Frist, um die lokalen Kapazitäten und die
Nachhaltigkeit zu stärken.

Artikel 11

Die gemäß dieser Verordnung geschlossenen Finanzierungsabkommen und -vertrage
sehen vor, daß die Kommission und der Rechnungshof Kontrollen vor Ort nach den
üblichen Verfahren durchfilhren können, die von der Kommission im Rahmen der
geltenden Bestimmungen, insbesondere der für den Oesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaft geltenden Haushaltsordnung , festgelegt wurden.

Ferner kann die Kommission gemäß Verordnung Nr. 2185/2185 Kontrollen und
Überprüfungen vor Ort durchftlhren4. Die von der Kommission getroffenen
Maßnahmen müssen einen angemessenen Schutz der finanziellen^ Interessen der
Europäischen Gemeinschaft im Einklang mit der Verordnung 2988/955 gewährleisten.

Artikel 12

Um die Koordinierung und Programmierung mehrjähriger Ar. timinenprogramme zu
erleichtern, wird den zuständigen Ausschüssen regelmäßig ein APM-Strategiepapier,
mit den horizontalen Leitlinien und Prioritäten für die Antiminenaktionen der
Gemeinschaft und den Zwischenziele für ihre Umsetzung zur Erörterung vorgelegt.
Es umfaßt u a. ein mehrjähriges Richtprogramm und Verweise auf bestehende

ABI. L 356 vom 31. 12. 1977, S. l.
ABI. L292vom 15. 11.1996. S. 2.
ABI. L 312 vom 23. 12. 1995. S. l.
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nationale und regionale Antiminenprogramme sowie auf Beiträge anderer Geber,
einschließlich der aus anderen Haushaltslinien finanzierten Maßnahmen der

Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft.

Artikel 13

l. Die Kommission nimmt regelmäßig eine Bewertung des von der
Gemeinschaft finanzierten Antiminenprogramms vor, um festzustellen, ob
die Ziele der Maßnahmen erreicht wurden, und um Leitlinien für die

Steigerung der Effizienz künftiger Maßnahmen aufzuzeigen.

2. Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat
regelmäßig über das Fortschreiten ihrer Antiminenaktionen. Sie unterbreitet
dem Europäischen Parlament und dem Rat bis spätestens zum 30. April jedes
Jahres einen Jahresbericht, der eine Zusammenfassung der im Laufe des
Vorjahres finanzierten Maßnahmen sowie eine Evaluierung der
Durchführung dieser Verordnung umfaßt.

Artikel 14

Drei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung unterbreitet die Kommission
dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Gesamtevaluierung der von der
Gemeinschaft im Rahmen dieser Verordnung finanzierten Aktionen mit
Empfehlungen für die künftige Anwendung und gegebenenfalls mit Vorschlägen für
die Änderung dieser Verordnung .

Artikel 15

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am

Für das Europäische Parlament
Der Vorsitzende

Im Namen des Rates

Der Vorsitzende
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FINANZBOGEN

BEZEICHNUNG DER MASSNAHME

Antipersonenminen

2. HAUSHALTSLINIE

B7-661

3. RECHTSGRUNDLAGE

Der beigefügte Entwurf eines Vorschlags für eine neue spezifische
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates für Haushaltslinie
B7-661, in der die verschiedenen für Antiminienaktionen erforderlichen
Mittel der Gemeinschaft zusammengefaßt sind.

Die Antiminenaktionen stützen sich nach wie vor auf folgende
Rechtsgrundlagen: Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates vom 20. Juni
1996 über die humanitäre Hilfe (ABI. L 163, 2. 7. 1996), Verordnung (EG)
Nr. 2258/96 des Rates vom 22. November 1996 über Rehabilitations- und

Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der Entwicklungsländer, Verordnung
(EG) Nr. 1628/96 des Rates vom 25. Juli 1996 über die Hilfe für Bosnien
und Herzegowina und Kroatien, Verordnung (EG) Nr. 443/97 des Rates vom
3. März 1997 über Aktionen im Bereich der Hilfe für entwurzelte

Bevölkerungsgruppen in den Entwicklungsländern Asiens und
Lateinamerikas spwie die gemeinsame Aktion vom l. Oktober 1996 über
Antipersonenminen (ABI. L260, 12. 10.96), was die fiir
Abrüstungsmaßnahmen im Rahmen der gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik vorbehaltenen Mittel anbelangt.

4. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

4. 1 Allgemeines Ziel der Maßnahme

Antipersonenminen verursachen unsägliches Leid in vielen der ärmsten
Regionen der Welt und behindern die Durchführung zahlreicher Programme
der Gemeinschaft. Von 1992 bis 1998 stellte die Gemeinschaft daher über

180 Mio. Büro fiir Antiminenaktionen in der ganzen Welt bereit, um
Minenräumprogramme zu unterstützen, den Minenopfern zu helfen und die
technologische Forschung und Entwicklung zu fördern. Damit wird zwar ein
wichtiger Beitrag zu den allgemeinen Bemühungen der Internationalen
Gemeinschaft geleistet, dennoch sind nach wie vor größere Anstrengungen
erforderlich.

Jetzt wird angestrebt, weiterhin mit Programmen an der Lösung der
Landminenprobiematik in einem begrenzten Zeitraum - genauer gesagt in
den nächsten 10 bis 15 Jahren - mitzuwirken und auf diese Weise die

32



Durchführung einer Reihe anderer Hilfeprogramme zu ermöglichen und zur
Bewältigung dieser großen menschlichen Tragödie beizutragen.

Für die Maßnahmen der Gemeinschaft sollten mindestens Mittel in Höhe des

in der Vergangenheit bereitgestellten Betrages vorgesehen werden.

4.2 Dauer der Maßnahme und Bestimmungen über etwaige VerSängerungen

Maßnahme: Antipersonenminen

Durchführungszeitraum: 2000 - 2008

Gemäß Anikel 12 der Verordnung unterbreitet die Kommission dem
Europäischen Parlament und dem Rat bis spätestens Juni 2007 eine
Gesamtevaluierung der von der Gemeinschaft im Rahmen dieser Verordnung
finanzierten Aktionen, einschließlich einer Bewertung derZweckmäßigkeit,
der Kosteneffizienz und der Wirksamkeit. Auf dieser Grundlage wird
darüber entschieden, ob diese Verordnung auch weiterhin angewendet
werden soll.

5. EmSTUFUNG DEB AUSGABEN/EINNAHMEN

5. 1 nicht obligatorische Ausgabe (NOA)

5.2 Getrennte Mittel (GM)

5.3 Es smd keine Einnahmen betrofl'en

6. ARTDERÄUSGABEN/EINNAHMEN

100%iger Zuschuß; Möglichkeiten für Kofinanzierungen der
Maßnahmen

Zuschuß zwecks gemeinsamer Finanzierung mit anderen öffentlichen
und/oder privaten Geldgebern

Sonstige

FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN

Durch die Schaffung einer speziellen, mehrjährigen und beträchtlich
aufgestockten Haushaltslinie (B7 661) können die Antiminenaktionen der
Gemeinschaft zielgerichteter durchgeführt werden. Es wird vorgeschlagen,
die Mittel für die Maßnahmen der Gemeinschaft in den Jahren von 2000 bis
2006 mindestens in Höhe des in der Vergangenheit bereitgestellten Betrages
anzusetzen (180 Mio. Büro im Zeitraum von 1992 bis 1998), wobei
besonderes Gewicht auf die Antiminenaktionen zur Erfüllung der
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Ottawa gelegt wird. Dies
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könnte eine Erhöhung der Mittelzuweisungen aus der Haushaltslinie B7-661
zur Folge haben.

7. 1 Berechnungsweise für die Gesamtkosten der Maßnahme (Angabe der
Kosten je Einheit)

Die jährlichen Mittel werden von der Huushaltsbehörde innerhalb der durch
die Finanzielle Vorausschau gesetzten Grenzen bewilligt.



7.2 Aufschlüsselung nach Kostenelementen

Verpflichtungsermächtigungen in Mio. Büro (bis zur dritten Dezimalstelle)

Aufschlüsselung Code der 1999 2000 Änderung in %Code der

Rechtsgrundlage

Aktion t

Afrika

Aktion 2

Asien

Aktion 3

NUS

Aktion 4

Naher Osten

Aktfon 5

Europa

Aktk>n 6

Projekte von
gemeinsamem Interesse

4,5

3,6

INSGESAMT | 4* 8, 1*

*zuzüglich Mittelbindungen zu Lasten anderer Haushaltslinien in Höhe von mindestens 20 Mio.
Euro(8, l+0,8B....A).

7.3

7.4

Ausgaben für Studien, Sachverständige usw. im Rahmen von Tei! B des
ins

FäIJigkeitspian für Verpflichtungs- und Zahlungsermächtigungen m
Mio. EURO

BETRUGSBEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN

Die Finanzierungsabkommen und -vertrüge sehen insbesondere vor, daß die
Kommission und der Rechnungshof Kontrollen vor Ort nach den üblichen
Verfahren durchführen können, die von der Kommission im Rahmen der
geltenden Bestimmungen, insbesondere der für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaft geltenden Haushaitsordnung, festgelegt wurden.
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Ferner kann die Kommission gemäß Verordnung Nr. 2185/96 Kontrollen und
Überprüfungen vor Ort durchführen. Die von der Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 5 getroffenen Maßnahmen müssen einen
angemessenen Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen
Gemeinschaft im Einklang mit der Verordnung 2988/95 gewährleisten.
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a.

b.

c.

d.

e.

9. ANGABEN ZUR KOSTENWIRKSAMKEITSANALYSE

9. 1 Quantifizierbare Einzelzicle; Zielgnippen

Mit dem Antiminenprogramm der Gemeinschaft wird in erster Linie
angestrebt,

die Ausarbeitung, Ubenvachung und wirksame Umsetzung einer
kohärenten und einheitlichen Strategie für humanitäre
Antiminenaktionen im Rahmen der Kommission, der EU und auf
internationaler Ebene zu unterstützen,

ernsthaft beeinträchtigten Staaten bei der Umsetzung ihrer
Verpflichtungen aus dem Übereinkommens über das Verbot des
Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von
Antipersoncnminen und über deren Vernichtung Hillc zu leisten,
nationale Strukturen und örtliche Kapazitäten in den beeinträchtigten
Ländern für die möglichst wirksame Durchführung der Antiminen-
Aktionen aufzubauen und zu unterhalten,
im Falle eines dringenden und unvorhersehbaren Bedarfs
Unterstützung in humanitären Notsituationen zu leisten, Unfälle zu
vermeidenund die Rehabilitation von Minenopfem zu fördern,
die Erprobung unter reellen Bedingungen und den operationellen
Einsatz geeigneter Ausrüstung und Techniken für Antiminenaktionen
zu fordern.

Diese Ziele werden im Rahmen von Projekten von gemeinsamem Interesse
sowie in den am stärksten verminten Ländern in verschiedenen
geographischen Regionen verfolgt, dazu gehören:

Projekte von gemeinsamem Interesse (z.B. Unterstützung für die UNO,
das IKRK, die zentrale Planungsstelle für Antiminenaktionen (Central
Mine Action Policy Unit), Erprobung vor On und Inbetriebnahme von
Ausrüstung und Techniken für Antiminenaktionen, Unterstützung
durch Sachverständige).

Afrika (z.B. Angola, Mosambik, Somalia, Simbabwe, SADC)

Asien (z.B. Afghanistan, Kambodscha, Laos,)

Neue Unabhängige Staaten (z. B. Tadschikistan)

Naher Osten (z. B. Nordirak)

Europa (z. B. Bosnien und Herzegowina, Kroatien)

Lateinamerika (z. B. Nicaragua, El Salvador)

9.2 Begründung der Maßnahme

Die im Rahmen dieser Verordnung zu finanzierenden Maßnahmen umfassen
sämtiiche mit Antiminenaktionen verbundenen Tätigkeiten wie Aufklärung
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über die Gefahren von Minen, Vermessung und Kennzeichnung verminter
Gebiete, Detektion und Identifizierung von Landmincn, Ausbiidung von
Spezialisten und Minenräumung (nach humanitären Gesichtspunkten) sowie
Vernichtung von Landminen, Unterstützung und Rehabilitation der Opfer,
nformationsmanagement (einschließlich geographische

Informationssysteme) und andere Aktivitäten, mit denen die Auswirkungen
von Landminen und sonstigem gefährlichen Kriegsschuttaufdie Menschen,
die Wirtschaft und die Umwelt herabgesetzt werden können.

Es wird sich voraussichtlich um Mehrjahresprojekte handeln. Je nach
Beschaffenheit der einzelnen Projekte wird ihre Laufzeit unterschiedlich
ausfallen, jedoch im allgemeinen drei Jahre nicht überschreiten.

9.3 Follow-up und Bewertung der Maßnahme

Die Kommission nimmt regelmäßig eine Bewertung des von tlcr
Gemeinschaft finanzierten Antiminenprogramms vor, um fcstzuslellcn, ob
die Ziele der Maßnahmen erreicht wurden, und um Leitlinien für die
Steigerung der Effizienz künftiger Maßnahmen aufzuzeigen. Die
Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat über das
Fortschreiten ihrer Antiminenaktionen. Sie legt dem Europäischen Parlament
und dem Rat spätestens bis zum 30. April eines jeden Jahres einen Bericht
mit einer Zusammenfassung der Antiminenaktionen der Gemeinschaft vor

10. VERWALTUNGSAUSGABEN (ElNZELPLAN
HAUSHALTSPLANS)

TEIL A DES

Die Bereitstellung der erforderlichen Verwaltungsmittel erfolgt nach
Maßgabe des jährlichen Beschlusses der Kommission über die Zuteilung der
Ressourcen unter Berücksichligung der von der Haushaltsbehördc
bewilligten Planstellen und zusätzlichen Haushaltsmittel.

10. 1 Auswirkungen auf den Personalbestand

Art der Stellen Für die Durchführung der
Maßnahme erforderliches

Personal

Quelle Dauer

Beamte oder A

Bedienstete auf B

Zeit C

Sonstige Ressourcen

Insgesamt

Dauer-

Planstellen

Planstellen

auf Zeit

Personal der

betreffenden

Dienst-
stellen

Zusätzliches

Personal



Mit dieser Verordnung sollen die bestehenden Aktionen zu einer kohärenten
Antiminenstrategie der EU zusammengefaßt werden. Daher sind kurzfristig nur drei
zusätzliche Mitarbeiter (zwei Dauerplanstellen und ein abgeordneter nationaler
Experte) erforderlich. Die Dauerplanstelle kann durch Personalumsetzung besetzt
werden.
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10. 2 Gesamtkosten für zusätzliches Personal

Beamte

Bedienstete auf Zeit

Sonstige Ressourcen
(Haushaltsposten
angeben)

Insgesamt

EURO

Beträge Berechnungsmethode

216.000 2 Mannjahre x 108,000   (Preis pro Einheit)

41.000 l X 41.000(Abg. nationaler Experte)

257. 000

Wieviele zusätzliche Human- und Verwaltungsressourcen effektiv zur Verfügung
stehen, hängt von den Beschlüssen der Kommission im Zusammenhang mit der
jährlichen Mittelzuweisung - vor allem unter Berücksichtigung der Möglichkeiten
interner Umschichtung - sowie den von der Haushaltsbehörde bewilligten
zusätzlichen Mitteln ab.

10.3 Durch die Maßnahme bedingte sonstige Mehrausgaben für Verwaltung

Folgende Tabelle dient als Beispiel und beruht auf den Zahlen von 1998.
EUR

Haushaltsposten

Missionen A-7010:

Kambodscha (4 Tage)
Südafrika (5 Tage) Kanada
(3 Tage) New York (2
Tage) Bosnien (3 Tage)
Ispra(3 Tage)

Beträge

4090.47
3222. 63
3098. 68
2974. 73
1115. 53
867. 64

Berechnungsmethode

Zeitraum von 12 Monaten:

3470. 51+(4X148. 74)
2726. 83+(5X99. 16)
2726. 83 + (3 X 123. 95)
2726.83 + (2 X 123.95)
743. 68+(3X123. 95)
495.79 + (3 X 123.95)

Insgesamt 15. 369. 68

Die in der oben stehenden Tabelle unter Titel A-7 (Missionen)
Ausgaben werden aus der Mittelausstattung der CD Relex gedeckt.

ufgefühnen
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